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Geſetz Sammlung 
f fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 5. . 


(Nr. 2146.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. März 1841., betreffend den Tarif für die 
Erhebung des Brück⸗ und Fährgeldes für den Weichſel- Übergang bei 
Dirſchau nebſt dem genannten Tarif von demſelben Tage. 

Ss habe den mit Ihrem Bericht vom 25. Dezember v. J. eingereichten Ta⸗ 
rif für die Erhebung des Brück» und Faͤhrgeldes für den Weichſel⸗Ubergang 
bei Dirſchau genehmigt und Er Ihnen denſelben Behufs der Bekanntmachung 

durch die Geſetzſammlung anbei vollzogen zurück, 

Berlin, den 6 Maͤrz 1841. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats: und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


ry 
nach welchem das Bruͤck- und Faͤhrgeld fuͤr den Weichſel-übergang 
0 0 bei Die * 8 iſt. Sf 8 


E, wird entrichtet: 
A. Brüdgeld. 


L Vom Fuhrwerk, einſchließlich der Schlitten, N 
1) zum Bersfafen von Berlonen, als: 3 
Extrapoſten, Kutſchen, Kaleſchen, Kabriolets u. ſ. w., für 
jedes Zugthiern ee er rnene E 2 Sgr. — Pf. 
2) zum Sorifipaffen von Laſten: 
a) von beladenem — d. h. von ſolchem, worauf ſich, 
außer deſſen Zubehoͤr und außer dem Futter fuͤr 
hoͤchſtens drei Tage, an andern Gegenſtaͤnden mehr 


als zwei Zentner befinden, — für jedes Zugthier . 2 — # 
b) von unbeladenem, für jedes Zugthie r L 2. # 


II. Von unangefpannten Thieren: 
1) von jedem Pferde, Maulthiere, oder Mauleſel, mit oder 
ohne Reiter oder Laſt, ingleichen von jedem Stuͤck Rind⸗ 
ieh, öder Eſe l sen RE ee rn Inne 
Jahrgang 1841. (Nr. 2146.) 7 2) von 


(Ausgegeben zu Berlin am 27. April 1841.) 


\ 
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2) von einem Fohlen, Kalb, Schwein, Schaaf, Lamm, oder 
einer Ziege. . e RE RER, — Sgr. 2 Pf. 
B. Fahrgeld. 
1. Von einer jeden Perſon, einſchließlich deſſen, was fie traͤgt. - ⸗⸗ 6 
Perſonen, welche zu einem Fuhrwerke gehoͤren, oder Thiere 
reiten, fuͤhren, oder treiben, wofuͤr die Abgabe nach den 
Saͤtzen zu II. und III. entrichtet wird, oder, nach den un⸗ 
7 gegebenen Beſtimmungen, nichts zu entrichten iſt, 
ind frei. 
II. Von Thieren: 
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Y fuͤr ein unbeiaetleß: > =, 332 hin aan A 4 


den oder unbeladen , . Bee un 
IV. Von unvekladenen Gegenſtaͤnden wird die Abgabe erhoben, welche die Per⸗ 


rechnet. 0 
V. 1) Die unter 1. bis IV. vorgeſchriebenen Saͤtze ſind bei jedem Waſſerſtande, 
beim Eisgange jedoch doppelt zu entrichten. 

2) Ob die Fe über das Eis Statt finden Va wird durch eine Tafel 
bezeichnet. In der Regel wird fuͤr eine ſolche Paſſage nichts, wenn aber 
Schwimmbruͤcken oder Bretter dabei benutzt werden muͤſſen, ſo wird die 
Hälfte der unter I. bis IV. vorgeſchriebenen Säge erlegt. 
2 Befreiungen. 
Bruͤck⸗ und Faͤhrgeld wird nicht erhoben: N 
1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Koͤnigl. Haus 
ſes, oder den Koͤnigl. Geſtuͤten angehören; aan 
2) von kommandirtem Militair, wohin auch einberufene Militairs, Rekruten 
und Kantoniſten, die von den Truppentheilen zur Kriegsreſerve entlaſſenen 
Leute, ſo wie die Landwehrmaͤnner, welche zu den Sonntagsuͤbungen und 
Kontrolverſammlungen gehen, oder davon zuruͤck kommen, gehoͤren: von 
Armeefuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Militair auf 
dem Marſche bei ſich fuͤhrt; von Pferden, welche von Offizieren, oder in 
deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im Dienſt und in Dienſtuniform 


ge⸗ 


ei 


geritten werden; imgleichen von den unangeſpannten etatsmaͤßigen Dienſt⸗ 
Pferden der Offiziere, wenn dieſelben zu dienſtlichen Zwecken die Offiziere 
begleiten, oder beſonders gefuͤhrt werden, jedoch in letzterem Falle nur, ſo⸗ 
fern die Fuͤhrer ſich durch die von der Regierung ausgeſtellte Marſchroute, 
oder durch die von der obern ene ertheilte Order ausweiſen; 
3) von oͤffentlichen Beamten und deren Fuhrwerken und Thieren bei Dienſt⸗ 
Reiſen innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke, wenn ſie ſich durch Freikarten legi⸗ 
timiren. Polizei- und Steuerbeamten, welche in Uniform ſind, beduͤrfen 
jedoch keiner Freikarten; N 
4) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol- und Reitpoſten, 
nebſt Beiwagen; imgleichen von oͤffentlichen Kourieren und Eſtafetten, und 
von allen, von Poftbeförderungen leer zuruͤckkehrenden, Wagen und Pferden; 
von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte fuͤr unmittelbare 
Rechnung des Stagts geſchehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; von 
Vorſpannfuhren auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche durch 
die Beſcheinigung der Ortsbehoͤrde, imgleichen von Lieferungsfuhren, eben⸗ 
falls auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche durch den Fuhr⸗ 
Befehl ausmeifen; a 5 
6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis⸗ und Gemeine-Hülfsfuhren; von Armen und 
Arreſtantenfuhren; 5 
7) von Kirchen- und Leichenfuhren innerhalb der Parochie. Von dem Faͤhr⸗ 
gelde ſind jedoch nicht die Fuhrwerke, ſondern nur die dabei befindlichen 
Ptkeerſonen befreit; 150 
8) von Fuhrwerken, die Chauſſee-Baumaterialien anfahren, one nicht durch 
den Miniſter der Finanzen und des Handels Ausnahmen angeordnet 


werden; | 

9) hinſichtlich der durch fpezielle Titel begründeten Befreiungen und beſondern 

Verhaͤltniſſe in Betreff der Entrichtung des Bruͤck⸗ und Faͤhrgeldes wird 
durch den gegenwaͤrtigen Tarif nichts geaͤndert. 

Zuſätzliche Vorſchriften. 

1) Jeder muß bei der Hebeſtelle anhalten, auch wenn er nicht verpflichtet iſt, 

Bruͤck⸗ oder Faͤhrgeld zu entrichten. i 

Nur hinſichtlich der Poſtillone, welche Preußiſche Poſtfuhrwerke, oder 
Poſtpferde führen, findet, wenn fie zuvor in das Horn ſtoßen, eine Aus- 
nahme Statt. | 

2) Zu der, für den Betrag maßgebenden, Beſpannung eines Fuhrwerks wer⸗ 
den ſowohl die, zur Zeit der Berührung der Hebeſtelle angeſpannten, als 
auch alle diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne augenſcheinlich eine an⸗ 
dere Beſtimmung zu haben, bei dem Fuhrwerke befindlich find. 

3) Jeder hat eine Quittung über das von ihm bezahlte Bruͤck⸗ oder Faͤhrgeld 
zu fordern und dieſelbe den Zoll-, Steuer-, Polizei- oder den Wege⸗Auf⸗ 
ſichtsbeamten auf Verlangen jederzeit vorzuzeigen; . 

4) Wer wider die Beſtimmung zu 1. bei der Hebeſtelle nicht anhaͤlt, oder 
Thiere, welche zum Angeſpann eines Fuhrwerks gehoͤren, vor der Hebe— 
ſtelle davon trennt und als unangeſpannte angiebt, oder uͤberhaupt es un⸗ 
ternimmt, ſich der Entrichtung der Abgabe auf irgend eine Weiſe ganz, 
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oder theilweiſe zu entziehen, erlegt, außer der vorenthaltenen Abgabe, deren 
vierfachen Betrag, mindeſtens aber einen Thaler, als Strafe. 

5) Wer eigenmaͤchtig den Schlagbaum an der Hebeſtelle öffnet, zahlt eine 
Strafe von drei Thalern. / 

6) Fuhrwerke, welche ſich auf der Brücke begegnen, muͤſſen ſich nach der rech— 
ten Seite hin halb ausweichen. 

7) Auf der Bruͤcke darf nicht angehalten und nur im Schritt gefahren, oder 
geritten werden. 

8) Wer den Vorſchriften zu 6. und 7. entgegen handelt, hat, außer dem 
— eine Strafe von zehn Silbergroſchen bis Fünf Thalern 
verwirkt. 

9) Wer die Brücke, die Faͤhrgeraͤthſchaften oder die zu der Brücke oder 
Faͤhranſtalt gehoͤrigen Gegenſtaͤnde, oder Vorrichtungen beſchaͤdigt, muß, 
ſofern er nach den allgemeinen Strafgeſetzen nicht eine haͤrtere Strafe ver⸗ 
. hatı außer dem Schadenerſatze, eine Strafe von einem bis fünf Tha⸗ 
ern erlegen. 

10) Im Unvermoͤgensfalle tritt verhaͤltnißmaͤßiges Gefaͤngniß an die Stelle der 
vorſtehend zu 4. bis 9. angeordneten Geldſtrafen. 

11) Beim Verfahren wider die, auf Grund der Vorſchrift zu 4. einer Kon⸗ 
travention Beſchuldigten, finden die Beſtimmungen der Steuerordnung 
vom 8. Februar 1819. §. 93. und 95. Anwendung. N 

Die durch Kontraventionen auf Grund der Vorſchrift zu A. ver⸗ 
wirkten Strafen werden ſo verwendet, wie es bei Kontraventionen gegen 
die Steuergeſetze vom 8. Februar 1819. und 30. Mai 1820. geſchieht. 

12) Widerſetzlichkeiten gegen Beamte, zu denen auch der Paͤchter der Bruͤck⸗ 

| bet N eee zu zaͤhlen iſt, werden nach den allgemeinen Geſetzen 
beſtraft. 

13) Unſichere, oder unbekannte Uebertreter ſind zur Haft zu bringen und an die 
zuſtaͤndigen Behoͤrden abzuliefern. 

Gegeben Berlin, den 6. Maͤrz 1841. 


L. S. riedri ilhelm. 
Graf 9 Ar e weil 


(Nr. 2147.) Allerhöchſte Kabinets-Order vom 16. April 1841., mit welcher der Haupt⸗ 
Finanz⸗Etat für das Jahr 1841. publizirt wird. 


(= 

Sc ſende Ihnen den mit Ihrem Berichte vom 24. p. M. eingereichten all⸗ 
Dee Etat der Staats⸗Einnahmen und Ausgaben fuͤr das Jahr 1841. an⸗ 
ei vollzogen zurück, um deſſen Publikation durch die Gefekfammlung zu vers 


= anlaſſen. 
Potsdam, den 16. April 1841. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 
Allge⸗ 


Allgemeiner Etat 


der 2 © 
Staats⸗ Einnahmen und Ausgaben 
fuͤr das Jahr 


1841. 


(Nr. 2147.) 


e MM 


Einnahme. 


I.] Aus der Verwaltung der Domainen und Forſten, nach Abzug des davon dem Kron⸗Fi⸗ 


deikommiß vorbehaltenen Revenüen⸗Antheills . 
Aus den Domainen-Ablöſungen und Verkäufen, Behufs der ſchnelleren Tilgung der 

Stausee r N 
[Aus der Verwaltung der Bergwerke, Hütten und Salinen, desgleichen der Porzellan⸗ 

Manufaktuf in Bern 
Aus der Poſtver waltung % , , e : 
[Aus der Verwaltung der Lotterie b 
6.] Aus der Steuer- und Abgabenverwaltung: 

a) an Grundſteu err r 9,889,000 Rthlr. 

b) an Klaſſenſteuer ee 6,603,000 


ß 2,180,000 2 
18,762,000 Rthlr. 


d) an Eingangs⸗ Ausgangs⸗ und Durchgangs ⸗ Abgaben; an 
Verzehrungsſteuern von inländiſchen Erzeugniſſen; an Wegegel⸗ 
dern; an Abgaben von der Schifffahrt und der Benutzung der 
Häfen, Kanäle, Schleuſen, Brücken und anderen Kommuni⸗ 
kations⸗Anſtalten, ferner an Stempelſt euer. 22,543,000 


e) an Einkommen aus der Salzregi e. 5,975,000 


Betrag. 
Rthlr. 


4,020,000 


1,000,000 

1 1 
917,000 

1,400,000 
929,000 
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Ausgabe. | rg | 


1.| Für das Staats⸗Schuldenweſen, und zwar: 


a) zur Verzinſung der allgemeinen und provinziellen Staatsſchulden 
und zu den laufenden Verwaltungskoſten . 5,767,000 Rthlr. 
b) zur Schuldentilgung. 2,766, 0 ũ = 54 


i : 2 8,533,000 Rthlr. 
e) zur Verzinſung und Tilgung neu übernommener Provinzialſchulden 41,000 


2.| An Penſionen, Kompetenzen und Leibrenten, und zwar: Win 
i a) an etatsmäßigen Fonds zu Penſionen für emiritirte Staatsdie⸗ 
ner und deren Wittwen und Hinterbliebene, ſo wie zu ſonſtigen 
„ 976,000 Rehlr. 
b) an lebenslänglichen Kompetenzen und Penſionen für die Mitglie- 
der auſgehobener geiſtlicher Korporationen, an Penſionen, welche 
auf dem Reichs deputationsſchluß vom 23. Februar 1803. beru⸗ 
hen, oder ſonſt traktatenmäßig, oder aus früheren Verpflichtun⸗ 
gen zu leiſten ſind 2er... ae NEE EAU 1,308,000 
3. An dauernden Renten: f 2,284,000 
a) als Entſchädigung für aufgehobene Rechte und Nutzungen ... 327,000 Nthlr. 
b) für eingezogene Kapitalien und Amts kautione n . 684, - 
4.| Für das Geheime Kabinet, für das Büreau des Staatsminifterii, für die Staatsbuch- | 1/0 1,000 


Kammer, die General-Ordenskommiſſion und für das ſtatiſtiſche Vürea.uvu 306,000 

5.1 Für das Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten . 3,029,000 
6, Für das Miniſterium des Innern und für die General-Kommiſſionen 2,569,000 
7.] Für das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 668,000 
8.] Für das Kriegsminiſterium, einſchließlich der Zuſchüſſe für das große Militair-Walſen⸗ 

y haus zu Potsdam und deſſen Filial⸗Anſtalte n.. 23,721,000 
9. Für das Juſtizminiſterium, außer den GerichtsſportelillnXèn KN e 42,219,000 
10.] Für die Gentral-Finanzverwaltung, und zwar: = . 

az) für das Finanzminiſterium und die General⸗Staats⸗Kaſſe 146,000 Rthlr. 

b) für die Generalverwaltung der Domainen und Forſten 98,000 
11.| Dem Finanzminiſterium, für die Verwaltung für Handel und Gewerbe, imgleichen zu 244,000 
den gewöhnlichen Land⸗ und Waſſerbauten, ausſchließlich der Chauſſeen 1,434,000 
12.] Demſelben zur Unterhaltung und zum periodiſchen Neubau der Chauſſeen, einſchließlich 

) der Mittel zur Verzinſung und Tilgung der aufgenommenen Chauſſeebau⸗Kapitalien ‘| 3,000,000 
13.] Für die Ober⸗Präſidien und Regierungen J seln Gi n 1,699,000 
14.] Für die Haupt⸗ und Landgeſtüte u mein nn nme nn en odd 80 173,000 
15. Zu extraordinairen Chauffee-, Strom-, Hafen- und ſonſtigen Bauten und zu Landes⸗ 

Verbeſſerungkkkk z ee e eee eee 2,500,000 
16.] Zur Ablöſung kleiner Paſſiv⸗Rentnnn n G. ns 100,000 
17.] Zur Deckung des Verluſts bei Umprägung der nach langjährigem Umlauf nicht mehr voll⸗ 
5 haltigen Münzen I ae a r 00,000 
18.] Zur Deckung der Einnahme- Ausfälle, zur Uebertragung von Ausgabe- Ueberſchreitungen, 
zu Gnadenbewilligungen und zur Vermehrung des Haupt-Reſervekapitalss 2,136,000 
” — 
Berlin, den 24. März 1841. 155,867,000 


Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Alvensleben. 


(Nr. 2172149.) (Nr. 2148.) 
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(Nr. 2148.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Dezember 1840., nach welcher der Antheil 
N am Arbeitsverdienſt der Gefangenen in den Straf⸗ und Gefangenanſtalten 
niemals für deren Gläubiger in Beſchlag genommen werden darf. 


Ich beſtimme nach dem Antrage des Staatsminifterii vom 22. Oktober d. J., 
daß derjenige Antheil am Arbeitsverdienſt, welcher in den Straf⸗ und Gefaͤng⸗ 
nißanſtalten grundſaͤtzlich den Straͤflingen und Gefangenen waͤhrend der Dauer 
ihrer Strafzeit oder Haft zufließt, niemals fuͤr deren Glaͤubiger ein Gegenſtand 
des Arreſtſchlags oder der Beſchlagnahme im Wege der Exekution ſeyn ſoll. 


Berlin, den 28. Dezember 1840. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2149.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 16. Februar 1841. betreffend die Erforderniſſe 
zur Wahlfähigkeit für die Verſammlungen der Repräſentanten der jüdi⸗ 
ſchen Korporationen im Großherzogthum Poſen. 


D. nach den Wahrnehmungen der Behoͤrden des Großherzogthums Poſen 
die im $. A. der Verordnung wegen des dortigen Judenweſens vom 1. Juni 
1833. enthaltenen Vorſchriften uͤber die Stimmfaͤhigkeit der Korporationsmit⸗ 
glieder zu ausgedehnt erſcheinen und dadurch auf die Zuſammenſetzung der Re⸗ 
praͤſentantenverſammlungen nachtheilig einwirken, ſo beſtimme Ich nach dem An⸗ 
trage des Staatsminiſteriums im Bericht vom 27. Auguſt v. J., daß in den 
juͤdiſchen Korporationen der gedachten Provinz fernerhin nur diejenigen volljaͤh⸗ 
rigen und unbeſcholtenen Perſonen ſtimm⸗ und wahlfaͤhig ſeyn ſollen, welche 
entweder naturaliſirt ſind und die Beitraͤge zu den Korporationsbeduͤrfniſſen 
ohne Ruͤckſtand abtragen, oder 0 ſie zu den nicht naturaliſirten jedoch mit 
Certifikaten verſehenen Juden gehoͤren G. 21. der Verordnung) in den letzten, 
einer Wahl der Repraͤſentanten und erwaltungsbeamten (F. 5. ebendafelbft) 
vorausgegangenen drei Jahren zu Korporationsbeduͤrfniſſen wirklich angezogen 
worden und während dieſes Zeitraums ihre Beitraͤge ohne Ruͤckſtand abgetra⸗ 
gen haben. Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmung durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 16. Februar 1841. 
RR Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. 
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